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STADTGEMEINDE VOITSBERG 

 

1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

„WOHNPARK – FRIPERTINGERSTRASSE“ 

 

BESCHLUSS 

 

PRÄAMBEL 

 

Die 1. Änderung des Teilbebauungsplanes (Wohnpark - Fripertingerstraße) wird mit dem 

vorherrschenden Siedlungsdruck und der siedlungspolitisch gewünschten planmäßigen Um-

setzung des ggst. Wohnsiedlungsgebietes seitens der Stadtgemeinde Voitsberg begründet. 

Die Änderung des rechtswirksamen Bebauungsplanes wird an die nunmehr geltenden  

Bestimmungen und Festlegungen des rechtswirksamen Flächenwidmungsplanes Nr. 4.00 

idgF der Stadtgemeinde Voitsberg sowie an das Stmk. ROG 2010 idgF angepasst. 

 

Die Änderungen/Ergänzungen/Korrekturen zur 1. Änderung des Bebauungsplanes werden 

zur besseren Lesbarkeit in fett und kursiv geschrieben, der Entfall von Textteilen wird 

durchgestrichen dargestellt.  

 

VERORDNUNG 

 

Gemäß § 40 (6) Z.2 iVm § 38 Stmk. ROG 2010, LGBl. Nr. 49/2010 idF LGBl. Nr. 

117/2017, werden die geltenden Bestimmungen des Bebauungsplanes „Wohn-

park - Fripertingerstraße“ durch die verfahrensgegenständliche 1. Änderung, 

verfasst von der Pumpernig & Partner ZT GmbH, GZ: 120BÄ19 mit Stand vom 

27.06.2019 mittels Gemeinderatsbeschluss vom 27.06.2019 abgeändert. Die  

erforderliche schriftliche Anhörung zur 1. Bebauungsplanänderung gem. § 40 (6) 

Z.2 Stmk. ROG 2010 fand in der Zeit von 05.06.2019 bis 21.06.2019 (mind. 2 Wo-

chen) im Stadtamt der Stadtgemeinde Voitsberg statt.  

 

 

§ 1 

GELTUNGSBEREICH/ VERFASSER 

 

(1) Der Geltungsbereich umfasst die Grdst. Nr. 146/5, und 146/131 (Teilfl.)-18, 146/20-

22, 146/25-30, 146/32-38, 146/40, 146/41 und 146/42, beide alle KG 63338 

Lobming und die Grdst. Nr. 289/6 und 289/8, beide KG 63369 Voitsberg-Vorstadt, 

in einem Gesamtflächenausmaß von ca. 21.550 m² 22.500  (digitale Flächener-

mittlung ohne Anspruch auf vermessungstechnische Genauigkeit). Die 

Festlegungen der ersten Bebauungsplan – Änderung erfolgen gem. § 40 (6) 

Z.2 iVm § 41 Stmk. ROG 2010 für die o.a. Grundstücke. Der Geltungsbereich ist 

in der zeichnerischen Darstellung (Rechtsplan) gesondert ausgewiesen. 

                                                           
1  gem. Teilungsausweis, verfasst von DI Meyer, 8572 Bärnbach, GZ: 944/07. 
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(2) Die zeichnerische Darstellung (Rechtsplan – Bebauungsplan), verfasst von der Pum-

pernig & Partner ZT GmbH, 8020 Graz, GZ: 179BN08 120BÄ19 mit Datum vom 

15.09.2008 27.06.2019, bildet einen integrierten integrierenden Bestandteil dieser 

Verordnung und stellt gesondert den Geltungsbereich dar. 

 

 

§ 2 

FLÄCHENWIDMUNG 

 

(1) Festlegung der Baulandkategorie: 

Die Grundstücke Nr. 146/5, und 146/13 (Teilfl.)-18, 146/20-22, 146/25-30, 

146/32-38, 146/40, 146/41 und 146/42, beide alle KG 63338 Lobming, und das 

die Grdst. Nr. 289/6 und 289/8, beide KG 63369 Voitsberg-Vorstadt, sind im 

rechtswirksamen Flächenwidmungsplan Nr. 3.00 4.00 idgF der Stadtgemeinde Voits-

berg als Freiland (Wald) mit zeitlich nachfolgender Nutzung Bauland - 

Aufschließungsgebiet für Bauland - Reines Wohngebiet (Wald (L(WR)) gem. § 22 (4) 

iVm § 23 (3) iVm § 23 (5) lit. a) Stmk. ROG 1974 idF LGBl. Nr. 07/2002 30 (1) Z.1 

Stmk. ROG 2010 mit einer bestimmungsgemäßen Bebauungsdichte von 0,2-0,4 fest-

gelegt. Lt. Geltungsbereich wird eine Fläche von 9.500 m² in Anspruch genommen.  

 

(2) Die Grundstücke Nr. 146/5 und 146/13 (Teilfl.), beide KG 63338 Lobming, im Gesamt-

flächenausmaß von 18.888 m² (digitale Flächenermittlung ohne Anspruch auf 

vermessungstechnische Genauigkeit) sind im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan 

Nr. 3.00 idF 3.28 der Stadtgemeinde Voitsberg als Freiland (Wald) mit zeitlich nachfol-

gender Nutzung Aufschließungsgebiet für Reines Wohngebiet (Wald (L(WR)) gem. § 22 

(4) iVm § 23 (3) iVm § 23 (5) lit. a) Stmk. ROG 1974 idF LGBl. Nr. 47/2007 mit einer 

Bebauungsdichte von 0,2-0,4 festgelegt. Lt. Geltungsbereich wird eine Fläche von 

13.000 m² in Anspruch genommen. 
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Ausschnitt Flächenwidmungsplan Nr. 4.00 idF VF lfde. Nr. 4.12 der Stadtgemeinde Voitsberg (unmaßstäblich) 

 

(3) Eintrittsbedingung für die zeitlich nachfolgende Nutzung: 

• Erwirkung eines Rodungsbescheides2 

 

(4) Aufschließungserfordernisse: 

Als Aufschließungserfordernisse gemäß § 23 (3) Stmk. ROG 1974 idgF sind für das ge-

genständliche Planungsgebiet  festgelegt: 

 

 Innere Erschließung3  

 Gestaltungs- und Bebauungskonzept, Baumassenverteilung 

 Parzellierung 

 Ausarbeitung eines städtebaulichen Gesamtkonzeptes (Gestaltungskonzept) 

 Allenfalls Nachweis der Standsicherheit durch ein bodenmechanisches Gutachten 

im Bedarfsfall 

 Geordnete Ableitung der Oberflächenwässer 

 Berücksichtigung des im Randbereich des Planungsgebiets ersichtlich gemachten 

braunen Hinweisbereiches im Zuge der nachfolgenden Individualverfahren 

 

 
                                                           
2  Mit Bescheid der BH Voitsberg vom 19.06.2007, GZ: 8.1-39/2007 liegt die formale Eintrittsbedingung für die zeitlich 

nachfolgende Nutzung vor. 
3  Innere Erschließung bedeutet innere Verkehrserschließung und Koordination betreffend technische Infrastrukturein-

richtungen 
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(5) Siedlungspolitische Interessen: 

 Berücksichtigung des im Osten direkt angrenzenden Waldbestandes - Freihalten 

eines Pufferbereiches von 10,0 m vor jeglicher Bebauung 

 

Zur bestmöglichen Integration in das vorherrschende Siedlungsgebiet (Einfamilien-

wohnhausbebauung) und unter Berücksichtigung der Übergangszone in das östlich 

angrenzende Freiland (Waldbestand) wird die Erstellung eines Bebauungsplanes zur Si-

cherstellung der siedlungs- und wirtschaftspolitischen Interessen sowie zur 

Sicherstellung der Aufschließungserfordernisse zwingend festgelegt. 

 

(6) Maßnahmen zur aktiven Bodenpolitik: 

Für das gem. § 2 (2) (1) des gegenständlichen Wortlautes festgelegte Planungsgebiet 

sind privatwirtschaftliche Maßnahmen gem. § 26 a Stmk. ROG 1974 idgF ist gem. 

rechtswirksamem Flächenwidmungsplan Nr. 4.00 idgF der Stadtgemeinde 

Voitsberg eine Bebauungsfrist (BF) festgelegt. Das Gebiet ist teilweise be-

baut.  

 

 

§ 3 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

 

(1) Die Art der baulichen Nutzungen hat nach dem baugebietstypischen Verwendungs-

zweck4, nämlich Bauland - Reines Wohngebiet (WR) gemäß geltendem 

Flächenwidmungsplan Nr. 3.00 4.00 idgF 3.28 der Stadtgemeinde Voitsberg innerhalb 

des Geltungsbereiches zu erfolgen.  

 

(2) Die im Rechtsplan festgelegten Baugrenzlinien5 sind Linien, die durch oberirdische Teile 

von Gebäuden nicht überschritten werden dürfen. Zusätzlich gelten die Bestimmungen 

des § 13 BauG 1995 idgF. Für Nebengebäude können Ausnahmen festgelegt werden. 

 

(3) Bauteile untergeordneten Ausmaßes dürfen über die festgelegten Baugrenzlinien (be-

baubarer Bereich) unter Einhaltung der Abstandsbestimmungen6 nach dem Stmk. BauG 

1995 idgF vortreten. 

 

(4) Nebengebäude im Sinne dieser Verordnung sind Nebengebäude gem. § 4 Z.47 Stmk. 

BauG 1995 idgF mit einer bebauten Fläche bis max. 40 m² sowie Garagen gem. § 4 

Z.28 leg. cit. 

 

                                                           
4  Gemäß § 23 (5) lit. a) Stmk. ROG 1974 idgF sind Reine Wohngebiete Flächen, die ausschließlich für Wohnbauten 

bestimmt sind, wobei auch Nutzungen, die zur Deckung der täglichen Bedürfnisse der Bewohner des Gebietes dienen 
(Kindergärten, Schulen, Kirchen udgl.) oder die dem Gebietscharakter nicht widersprechen, zulässig sind. Gem. § 30 
(1) Z.1 Stmk. ROG 2010 idgF sind reine Wohngebiete Flächen, die ausschließlich für Wohnzwecke be-
stimmt sind, wobei auch Nutzungen zulässig sind, die überwiegend der Deckung der täglichen 
Bedürfnisse der Bewohner des Gebietes dienen (Kindergärten, Schulen, Kirchen und dergleichen) oder 
dem Wohngebietscharakter des Gebietes nicht widersprechen. 

5  Gem. § 4 Z. 9 Stmk. BauG 1995 idgF 
6  Gem. § 12 und 13 Stmk. BauG 1995 idgF 



20190627_120BÄ19_Pa_Beschluss  Pumpernig & Partner ZT GmbH 

 

  5 

§ 4 

VERKEHRSERSCHLIESSUNG / TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 

 

(1) Äußere Anbindung: 

Das gegenständliche Planungsgebiet wird über die bestehende Verkehrsfläche - öffent-

liches Gut, Grdst. Nr. 438/4, KG Voitsberg-Vorstadt bzw. Grdst. Nr. 146/7, KG Lobming 

(Verkehrsfläche - öffentliches Gut - Fripertingerstraße) und in Folge über das Grdst. 

Nr. 146/5 (Untere Fripertingerstraße, öffentliches Gut) und 146/13 (Obere 

Fripertingerstraße, öffentliches Gut) erschlossen.  

 

(2) Zur Schaffung einer ausreichend dimensionierten äußeren Anbindung (Straßenraum-

breite 6,5 m) des gegenständlichen Planungsgebietes wird zum Zwecke der Schaffung 

einer für den Verwendungszweck geeigneten Erschließungsstraße, die dafür erforderli-

che Abtretungsfläche im Bebauungsplan festgelegt. Die Verkehrsfläche gemäß § 24 (2) 

iVm § 28 (2) Stmk. ROG 1974 idgF wird im Rechtsplan mit einer erforderlichen Stra-

ßenraumbreite von 6,5 m kotiert. 

 

(3) Innere Erschließung: 

Die innere Verkehrserschließung hat über die noch zu errichtenden bestehenden zwei 

Stichstraßen (sh. § 4 Abs. 1) mit Wendehammer entsprechend dem Rechtsplan zu er-

folgen. Die Ausbildung dieser Verkehrsanlage zur inneren Erschließung des 

gegenständlichen Planungsgebietes hat gem. Einreichprojekt - Trasse West und Trasse 

Ost, verfasst von Ingenos - Ziviltechniker GmbH, 8200 Gleisdorf, Projektnr.: 0986 08 - 

zu erfolgen.  

 

Die Verlegung der technischen Infrastrukturleitungen (Kanal, Wasserleitung, Strom, 

Gas) hat in Koordination mit der inneren Verkehrserschließung zu erfolgen. Bei not-

wendigen technischen Anpassungen der vorgesehenen Zu- und Abfahrtsbereiche zu 

den Einzelbauplätzen können die vorgesehenen Grundstücksgrenzen im technisch er-

forderlichen Ausmaß geändert werden. Dabei darf jedoch das grundsätzliche Er-

schließungs- und Gestaltungskonzept nicht verändert werden. 

 

(4) Die Einfahrtstrompeten und Kurvenradien sind entsprechend der geltenden RVS zu 

dimensionieren und in Errichtung zu bringen. 

 

(5) Die festgelegte innere Verkehrserschließung ist mit einer Straßenraumbreite von mind. 

6,5 m auszuführen. Die gemäß Rechtsplan festgelegten Verkehrsanlagen (ausgenom-

men sind private Zufahrten zu den einzelnen Bauplätzen) sind nach Herstellung der 

Infrastrukturleitungen zu versiegeln. 

 

(6) Für das gegenständliche Planungsgebiet ist eine zentrale Gemeinschaftsanlage zu  

errichten. 
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(7) Die Errichtung der technischen Infrastruktureinrichtungen (Kanal, Wasser, Strom, Tele-

fon od. ähnlichem) hat in Abstimmung mit der Stadtgemeinde vor Inangriffnahme der 

Bautätigkeiten zu erfolgen. 

 

(8) Neue Versorgungsleitungen sind grundsätzlich unterirdisch zu führen. 

 

 

§ 5 

LAGE DER GEBÄUDE/ GEBÄUDEOREINTIERUNG/ HAUPTFIRSTRICHTUNGEN/ 

DACHFORM/ FARBGEBUNG 

 

(1) Die Situierung der Hauptgebäude ist ausschließlich innerhalb der in der Plandarstellung 

festgelegten Baugrenzlinien7 für Hauptgebäude gem. § 4 Z.10 Stmk. BauG 1995 vor-

zunehmen. Dies gilt auch für Garagen.  

 

(2) Innerhalb der von Baugrenzlinien umschlossenen Bereiche können Gebäude unter Be-

rücksichtigung der Bestimmungen des § 13 Stmk. BauG 1995 idgF frei situiert werden. 

 

(3) Die Hauptfirstrichtung der Hauptgebäude soll sich grundsätzlich weitgehend parallel zu 

den von Norden nach Süden verlaufenden Stichstraßen bzw. Höhenschichtlinien orien-

tieren. Geringfügige Abweichungen aus bautechnischen Gründen sind zulässig. 

Ausgenommen von dieser grundsätzlich hangparallelen Ausrichtung sind die Bauplätze 

mit den laufenden Nummerierungen 5, 6, 7, 8, 15, 16 u. 17, da diese aufgrund der 

günstigeren topographischen Verhältnisse eine Nord/West-Süd/Ost-Ausrichtung erfah-

ren können. 

 

(4) Bei Hauptgebäuden sind Sattel-, Pult-, Walm- und Flachdächer in den im Planwerk nä-

her definierten Zonen zulässig. Flach- bzw. Pultdächer sind bei Nebengebäuden sowie 

an untergeordneten Gebäudeteilen (Garagen, Carports u. a.) ebenso zulässig. Die 

Farbgebungen und Materialwahl der Dachdeckung sind innerhalb des Planungsgebietes 

aufeinander abzustimmen. 

 

 

§ 6 

BEBAUUNGSWEISE/ BAUPLÄTZE/ GESCHOSSANZAHL/ BEBAUUNGSDICHTE/ 

 BEBAUUNGSGRAD 

 

(1) Die im Rechtsplan festgelegte Bebauungsweise (offene Bebauungsweise für Hauptge-

bäude, gekuppelte Bebauungsweise für Nebengebäude) ist einzuhalten.  

 

(2) Die vorgesehenen Bauplatzeinteilungen lt. Rechtsplan (Vorschlag) sind einzuhalten. 

Geringfügige Abweichungen aus bautechnischen Gründen sind zulässig, wenn dabei die 

Gesamtanzahl der festgelegten Bauplätze gem. Rechtsplan nicht überschritten wird. 

                                                           
7  Begriffsdefinition gem. § 4 Z.10 Stmk. BauG 1995 idF LGBl. Nr. 78/2003 sowie § 3 (2) des Wortlautes. 
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(3) Die in der Plandarstellung festgelegte max. Geschoßanzahl von 1+D bei Satteldach-

ausführungen (bergseitig), 2 Geschoßen bei Pult- und Flachdachausführungen 

(bergseitig), 2 Geschoßen bei Walmdachausführung mit einer Dachneigung von <25° 

(bergseitig), gem. Nutzungsschablone sind einzuhalten. Festgelegt wird ferner, dass 

talseitig max. drei sichtbare Vollgeschoße zulässig sind. 

 

(4) Der lt. rechtswirksamem Flächenwidmungsplan Nr. 3.00 idF Nr. 3.28 4.00 festgelegte 

Bebauungsdichterahmen von 0,2-0,4 ist bezogen auf den jeweiligen Bauplatz einzuhal-

ten. 
 

(5) Der max. Bebauungsgrad beträgt 0,5 und ist bauplatzbezogen einzuhalten. 

 

 

§ 7 

ABSTELLFLÄCHEN/ GARAGEN 

 

(1) Garagen und Carports sind innerhalb der festgelegten Baugrenzlinien für Haupt- bzw. 

für Nebengebäude zu errichten. 

 

(2) Die maximale Geschoßanzahl für Garagen wird mit einem Geschoß festgelegt. 

 

(3) Das Anbauen der Abstellflächen mit Schutzdächern (Carports) bzw. und Garagen)  

entlang der gemeinsamen Grundstücksgrenze (Kuppelung) innerhalb der festgelegten 

bebaubaren Bereiche gem. § 5 des Wortlautes ist bei gegebener Interessenslage der 

Konsenswerber zulässig. 

 

(4) Je zu schaffender Wohneinheit sind mind. 2 Stellplätze auf dem jeweiligen Bauplatz 

sicherzustellen. 

 

 

§ 8 

FREIFLÄCHEN/ EINFRIEDUNGEN 

 

(1) Die Einfriedungen von einzelnen Grundstücken sind in transparenter Form (z.B. Ma-

schendrahtzaun) bis zu einer Höhe von 1,5 m zulässig. Die Gestaltung der Einfriedung 

ist auf jene der Nachbargrundstücke (Bauplatz) abzustimmen. Zur östlichen Grund-

stücksgrenze ist ein Freihaltebereich von mind. 10,0 m einzuhalten, um mögliche 

Nutzungskonflikte bzw. Störwirkungen durch z.B. Windbruch hintanzuhalten. 

 

(2) Bepflanzungs- und Bestockungsmaßnahmen sind innerhalb des Planungsgebietes nur 

mit heimischen und standortgerechten Gewächsen durchgeführt (vornehmlich Laubge-

hölze unter weitestgehendem Verzicht auf Nadelgehölze). 
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(3) Die festgelegte zentrale Fläche dient der Errichtung einer Gemeinschaftsanlage (multi-

funktionaler Platz). Diese ist iVm den Bestimmungen des § 4 des Wortlautes im 

Bedarfsfalle anzupassen. 

 

(4) Die Errichtung von bewilligungsfreien Vorhaben gem. § 21 BauG 1995 ist in den ge-

sondert festgelegten Freiflächen gem. § 28 (2) Z. 4 idgF (grüne Farbgebung lt. 

Planwerk) zulässig. 

 

 

§ 9 

GELÄNDEVERÄNDERUNGEN/ FESTLEGUNGEN IM HINBLICK AUF GRÜNDUNGS-

AUSFÜHRUNGEN 

 

(1) Die Standsicherheit des Untergrundes ist vor Beginn der nachfolgenden Bauverfahren 

für die geplanten Wohnbauten sicherzustellen (bodenmechanisches Gutachten im An-

lassfall). 

 

(2) Die Errichtung von Stützmauern (z.B. Steinschlichtungen udgl.) in landschaftsgerechter 

Bauweise bis zu einer max. Höhe von 1,5 m, ist zulässig. Steinschlichtungen sind durch 

Bepflanzungsmaßnahmen landschaftlich zu gestalten. 

 

(3) Für die Errichtung von Zufahrten sind Stützmauern in landschaftsgerechter Bauweise 

im technisch unabdingbaren Mindestausmaß zulässig. 

 

 

§ 10 

OBERFLÄCHENENTWÄSSERUNG 

 

(1) Zur Sicherstellung einer geordneten Oberflächenentwässerung wurde gem. RW-

Kanal-Ergänzung 2013 der ACHAM ZT GmbH, GZ: 10137 und 0165-11 im 

Wendehammer im südwestlichen Bereich des gegenständlichen Planungsgebietes ein 

Retentionsbecken mit Zulaufkanälen sowie Sickerschächten zu errichtet. Diese Maß-

nahmen sind ist wurden gem. Einreichprojekt, verfasst von Ingenos Ziviltechniker 

GmbH, 8200 Gleisdorf, Proj.-Nr.: 0986 08 in Errichtung gebracht zu bringen. 

 

(2) Die Oberflächenentwässerung hat entsprechend dem vorliegenden Einreichprojekt, 

verfasst von Ingenos Ziviltechniker GmbH, 8200 Gleisdorf, Proj.-Nr.: 0986 08 iVm mit 

der RW-Kanal-Ergänzung 2013 der ACHAM ZT GmbH, GZ: 10137 und 0165-

11 zu erfolgen. 

 

(3) Bis zum ordnungsgemäßen Betrieb hat die ordnungsgemäße Ableitung der Oberflä-

chenwässer über auszubildende Mulden am äußeren Ende der Planungsgebietes zur 

Sammlung von anfallendem Oberflächenwasser und anschließender Einleitung in die 

Regenwasserkanalisation zu erfolgen.  
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§ 11 

ANHÖRUNG/ INKRAFTTRETEN 

 

(1) Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Wohnpark - Fripertingerstraße“ 

wurde im Stadtamt der Stadtgemeinde Voitsberg innerhalb der Anhörungs-

frist von 05.06.2019 bis 21.06.2019 (mind. zwei Wochen) gem. § 40 (6) Z.2 

Stmk. ROG 2010 schriftlich angehört. Innerhalb der Parteienverkehrsstun-

den konnte in die Verordnung Einsicht genommen werden.  

 

(2) Diese Verordnung der 1. Änderung tritt nach Beschlussfassung durch den 

Gemeinderat am 27.06.2019 mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist 

folgenden Tag in Rechtskraft. 

 

(3) Mit Rechtskraft der vorliegenden 1. Änderung tritt der Stammbebauungs-

plan außer Kraft. 

 

 

 

Für den Gemeinderat 

 

 

 

 

Der Bürgermeister 

Ernst Meixner 

  









20190627_120BÄ19_Pa_Beschluss  Pumpernig & Partner ZT GmbH 

 

  13 

PLANUNGSFACHLICHE ERLÄUTERUNGEN/ BEGRÜNDUNGEN 

 
1. AUSGANGSSITUATION/ RECHTSGRUNDLAGEN 

 

1.1. RÄUMLICHE LAGE/ GEBIETSBESCHREIBUNG 
 

Das zwischenzeitlich teilweise bebaute Planungsgebiet „Wohnpark – Fripertingerstraße“ 

befindet sich nördlich der Fripertingerstraße sowie östlich des Bergweges, im Osten des 

Stadtteiles Voitsberg Vorstadt in Südwesthanglage.  

 

 
Abbildung 1 – Ausschnitt aus dem digit. Atlas Stmk. (unmaßstäblich) 
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1.2 Festlegungen im Regionalen Entwicklungsprogramm für die Planungsregion 

„Steirischer Zentralraum“, LGBl. Nr. 87/2016 (Rechtskraft: 16.07.2016) 

Das Planungsgebiet liegt innerhalb des Teilraumes „Grünlandgeprägte Be-

cken, Passlandschaften und inneralpine Täler“ gem. REPRO Steirischer 

Zentralraum. Hiezu kann kein Widerspruch der gegenständlichen Bebau-

ungsplanänderung erkannt werden.  

 

1.3 Erläuterungen zur Änderung des geltenden Bebauungsplanes und Nachweis 

der öffentlichen Interessen 

Die öffentlichen Interessen ergeben sich aufgrund nachfolgend geänderter 

(Rechts-) Grundlagen: 

 

1.3.1 Stmk. ROG 2010 

 Seit 01.07.2010 ist das Stmk. ROG 2010, LGBl. Nr. 49/2010 in Rechtskraft. 

Der Bebauungsplan wird daher auf die neue Rechtsnorm hin angepasst. Da 

u.a. nunmehr auch der Bebauungsgrad ein Mindestbestandteil des Bebau-

ungsplanes gem. § 41 Stmk. ROG 2010 ist, wird dieser im Wortlaut 

rechtskonform zusätzlich festgelegt.  

 

1.3.2 Festlegung gem. Flächenwidmungsplan Nr. 4.00 idgF 

 Das gegenständliche Planungsgebiet ist gem. gelt. Flächenwidmungsplan 

Nr. 4.00 idgF als Bauland – Reines Wohngebiet mit dem gebietstypischen 

Bebauungsdichterahmen von 0,2-0,4 und einer Bebauungsfrist festgelegt. 

 

1.3.3 Digitale Katastermappe  

Auf Grundlage der letztaktuellen digitalen Katastermappe (Auszug aus dem 

BEV vom 29.04.2019) und der daraus entnehmbaren Grundstückskonfigu-

ration ist eine Neuanordnung der bebaubaren Bereiche und 

Erschließungsfunktionen erforderlich. Es wird ferner eine ausreichende 

Möglichkeit zur Bewahrung von (unbebauten) Freiflächen sichergestellt. 

Diese dienen u.a. der Versickerung von Oberflächenwässern und der Wah-

rung des Straßen-, Orts- und Landschaftsbildes mit seinen offenen 

Bebauungen in der Umgebung.  

 

1.3.4 Geänderte Lage des Retentionsbeckens 

Auf Grundlage der Plandarstellung „Fripertingerstraße_Radkohlgründe“ 

mit dem Planwerk „RW-Kanal-Ergänzung 2013“ der ACHAM ZT GmbH, GZ: 

10137 und 0165/11 erfolgte die lagemäßige Verlegung des erforderlichen 

Pufferbeckes in den Wendehammer des öffentlichen Gutes auf dem Grdst. 

Nr. 146/5. Das bisher als Retentionsbecken vorgesehene Grundstück kann 

daher einer Bebauung mit einem Wohnhaus auf Basis der vorliegenden Än-

derung zugeführt werden und liegt dies im öffentlichen Interesse der 

Stadtgemeinde Voitsberg, nämlich einer wirtschaftlichen Ausnutzung der 

technischen Infrastruktur durch die Schaffung eines zusätzlichen Bauplat-
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zes innerhalb des Planungsgebietes. Die Beibehaltung des bisherigen Frei-

flächenbereiches zwischen den Bauplätzen 6 und 7 ist daher obsolet und 

wird im Sinne der Gleichbehandlung aufgegeben.  

Diesbezüglich ist der Bebauungsplan aufgrund geänderter Planungsvo-

raussetzungen anzupassen.  

 
 
2. GESTALTUNGSGRUNDLAGEN 

 

2.1 Maß der baulichen Nutzung 
 

Die vorgesehene Bebauung kann durch die gegenständliche Erweiterung weitgehend in 

hangparalleler Anordnung  zur Integration in den Landschaftsraum errichtet werden. 

Weiters soll aufgrund der Erweiterung des bestehenden Baulandes eine Gesamtlösung 

für die Oberflächenentwässerung erreicht werden. 

Im Zuge erforderlicher Geländeveränderungen sind Stützmauern, darunter sind zB Stein-

schlichtungen zu verstehen, bis zu einer max. Höhe von 1,5 m zulässig. Ab einer Höhe 

von 1,5 m sind Geländeveränderungen durch Geländemodellierungen vorzunehmen.  Für 

neu zu errichtende Zufahrten dürfen Stützmauern in landschaftsgerechter Bauweise im 

technisch unabdingbaren Mindestausmaß errichtet werden. 

 

Mit den Festlegungen im Verordnungswortlaut unter § 8 (Freiflächen/Einfriedungen) und 

§ 9 (Geländeveränderungen/Festlegungen im Hinblick auf Gründungsausführung) sollen 

die Grundlagen für eine auf die bestehende städtebauliche Siedlungsstruktur abgestimm-

te Hangbebauung geschaffen werden. Durch die Einschränkung bezüglich die 

Verwendung von heimischen und standortgerechten Gewächsen (vornehmlich Laubge-

hölzer unter weitestgehendem Verzicht auf Nadelgehölzer) bei den lebenden Zäunen und 

einer transparenten Form der Einfriedung (zB Maschendrahtzäune) bis zu einer Höhe von 

1,5 m soll die Einbindung in das Orts-, Straßen- und Landschaftsbild erreicht werden. Die 

o.a. Festlegungen basieren auf den örtlichen Gegebenheiten und den festgelegten Ziel-

setzungen im Örtlichen Entwicklungskonzept Nr. 3.00 idgF der Stadtgemeinde Voitsberg. 

Die derzeit bestehenden Einfriedungen stellen eine unregelmäßige Abfolge von Zäunen in 

unterschiedlicher Form und Materialwahl (Maschengitter, Metallstäbe und Holzlatten – 

Fotodokumentation Teil 1) dar, welche einerseits durch vorhandene Hecken (zB Thujen) 

sowie andererseits durch den Verzicht einer Einfriedung unterbrochen. Die o.a Einfrie-

dungen weisen weiters eine unterschiedliche Gesamthöhe auf und soll mit den o.a. 

Festlegungen eine einheitliche Formensprache geschaffen werden. Ergänzend wird durch 

die festgelegten Bestimmungen des § 9 (2) des Verordnungswortlautes eine auf die örtli-

chen Gegebenheiten abgestimmte Hangbebauung sichergestellt. Die bereits bestehenden 

Stützmauern weisen eine Vielzahl an Gestaltungsformen und -arten in Abstimmung mit 

den Nutzungsanforderungen (zB Absturzsicherung) auf, wobei diese zum Teil das Fun-

dament für die unterschiedlichen Formen von Einfriedungen darstellen (vgl. 

Fotodokumentation Teil 2). 
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Der Gebietscharakter des gegenständlichen Planungsgebietes wird von den bestehenden 

westlich angrenzenden Einfamilienwohnhäusern (1+D) entlang der Fripertingerstraße 

und des Bergweges bestimmt. 

 

Zur Umsetzung der öffentlichen Interessen, nämlich der bestmöglichen Integration in das 

vorherrschende Orts-, Straßen- und Landschaftsbild – Berücksichtigung der Übergangs-

zone in das Freiland und Berücksichtigung der angrenzenden Einfamilien-

wohnhausbebauung im westlichen Anschluss, ist die Erstellung eines Bebauungsplanes 

daher verpflichtend festgelegt. Durch die Festlegung dieses Planungsinstrumentes sollen 

die siedlungspolitischen Interessen bestmöglich abgesichert werden und soll durch ent-

sprechende Gestaltungsvorgaben (Bebauungsweise, Geschoßanzahl, Gebäudevolumina, 

Dachform, Fassadengestaltung, etc.) ein städtebaulich vertretbarer Übergang zwischen 

der bestehenden offenen Bebauungsweise im Westen und dem Freiland im Osten unter 

besondere Berücksichtigung der topographischen Gegebenheiten (hangparallele Ausrich-

tung von Wohngebieten) geschaffen werden. 

 

Der gegenständliche Bebauungsplan sieht vor, das vorliegende und von der Stadt-

gemeinde siedlungspolitisch bereits akkordierte Grundkonzept planmäßig umzusetzen. 

Dieses Konzept sieht vor, die geplanten Wohnnutzungen von zwei noch zu errichtende 

Aufschließungsstraßen mit Wendehammer zu gruppieren. 

 

Das Maß der baulichen Nutzung mit der im geltenden Flächenwidmungsplan festge-

legten max. Bebauungsdichte von 0,4 orientiert sich an den bestehenden Bebau-

ungsdichtewerten in den südwestlich angrenzenden Wohngebieten. Dementsprechend ist 

die Vorgabe der max. Geschossanzahl von 2 Geschossen bei Pult– und Flachdachaus-

führung und 1+D (bergseitig) Geschossen bei Satteldachausführungen im verfah-

rensgegenständlichen Planungsgebiet gem. Stammbebauungsplan zu empfehlen und 

entspricht dies auch dem vorherrschenden Gebietscharakter. Dies bedeutet talseitig bei 

teilweise/gänzlicher Nutzung der Keller (je nach Hangneigung) bis zu 3 Vollgeschosse. 

 

Die Bebauungsweise im Planungsgebiet erfolgt in offener, freistehender Form für Haupt-

gebäude. Garagen sind nach Möglichkeit in den Hauptbaukörper zu integrieren oder 

sollen in gekuppelter Bauweise an der gemeinsamen Grundgrenze bzw. freistehend je 

nach Gebäudesituation errichtet werden. Das BebauungskKonzept zum Stammbe-

bauungsplan sieht sowohl Satteldachausführungen sowie Pultdachausführungen (in 

Gruppen) vor. Die im Rechtsplan vorgeschlagenen Grundstücksteilungen mit zugehörigen 

Freihaltebereichen sind ein-zuhalten. 

 

Die Ausrichtung der Gebäude gemäß Rechtsplan soll eine bestmögliche Nutzung und Zu-

ordnung der Freiflächen zu den einzelnen Wohnhäusern gewährleisten. Gleichzeitig soll 

damit eine Bebauung, welche die notwendigen Geländeveränderungen auf das Mindest-

maß reduzieren soll, erreicht werden. 
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Für das gegenständliche Planungsgebiet werden aufgrund der topographischen  

Gegebenheiten einzelne Zonen für bestimmte Dachformen vorgeschlagen. Für die 

höchstgelegene bebaubaren Zonen soll aus Gründen des Orts-, Straßen- und Land-

schaftsbildes das Pultdach in Errichtung gelangen um hinsichtlich Gebäudevolumen und 

Höhe (max. 2 Vollgeschoße bergseitig) eine Anpassung an das Gelände zu erreichen. 

Aufgrund der vorhandenen städtebaulichen Siedlungsstruktur im Umgebungsraum (Ein-

familienwohnhäuser mit unterschiedlichen Dachformen – Krüppelwalm-, Walm-, Pult-, 

Flach- und Satteldach – vgl. Fotodokumentation Teil 3) werden mit den nunmehr festge-

legten Dachformen (Pult-, Flach-, Sattel- und Walmdach) enge gestalterische Vorgaben 

im Sinne der Auswirkungen auf das Orts-, Straßen- und Landschaftsbild gem. § 43 (4) 

(2) Z.7 Stmk. BauG 1995 idgF definiert. Die bestehenden Dachformen weisen aufgrund 

der unterschiedlichen Dachkonstruktion eine große Bandbreite bezüglich der Dachnei-

gung auf. Mit den Festlegungen gemäß § 6 (3) (Bebauungsweise/ Bauplätze/ 

Geschossanzahl/ Bebauungsdichte) des Verordnungswortlautes erfolgen teilweise ein-

schränkende Gestaltungsvorgaben im Sinne des angestrebten städtebaulichen 

Überganges zwischen der bestehenden offenen Bebauungsweise und den unbebauten 

Freiflächen im Umgebungsraum. 

 

2.2 Gutachten zur Regenwasserentsorgung: 

 

Das o.a. vorliegende Gutachten, verfasst von DI Robert Zach dokumentiert, dass die zur 

Aufschließung (Bebauung) vorgesehene Fläche derzeit als Wald und Wiese genutzt wird 

und die Regenwässer teilweise versickern, wobei es bei Starkregen zu einem  

Oberflächenabfluss und zu einer Einleitung in den Regenwasserkanal in der Fripertinger 

Straße kommt. Nach der Rodung ist bei Niederschlagsereignissen mit einem verstärktem 

Oberflächenabfluss der Niederschlagswässer zur rechnen, welche aufgrund der Topogra-

phie in die Fripertinger Straße gelangen und das vorhandene Regenwasserkanalsystem 

und den bestehenden Retentionsteich überlasten würden. Daher besteht die Notwendig-

keit, keine weiteren Niederschlagswassermengen in den Regenwasserkanal einzuleiten. 

Um dem verstärkten Oberflächenabfluss und der damit verbundenen Erosion von Materi-

al entgegen zu wirken, ist die Errichtung eines Fanggrabens an der südwestlichen 

Grundstücksgrenze sowie die Installation eines Schachtes vorzusehen, um einen gedros-

selten Ablauf sicherzustellen. 

 

Für neues Bauland sind laut o.a. Gutachten zur Regenwasserentsorgung zusätzliche 

Maßnahmen erforderlich. Für die Entwässerung von geplanten Gebäudeflächen  

(Dächer, Terrassen etc.) ist die Anlage von Speicherschächten mit gedrosseltem Ablauf 

möglich. Weiters ist die Aufschließungsstraße so zu gestalten, dass das anfallen-de Nie-

derschlagswasser im zu errichtenden Schotterkoffer zwischengespeichert und über eine 

Drainage gedrosselt dem Regenentwässerungssystem in der Fripertinger Straße zuge-

führt werden kann. Weiters ist anzuführen, dass durch die Erweiterung des bestehenden 

Baulandes das Oberflächenentwässerungssystem optimiert wird und dazu beiträgt, dass 

eine höhere Wirtschaftlichkeit für die Oberflächenentwässerung erzielt wird. 
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Die Kompensation des Abflusses in Folge der Oberflächenversiegelung der Grund-stücke 

(Dachflächen der Häuser, Dachflächen der Carports sowie Zufahrt zum Grundstück, etc.) 

erfolgt über ausreichend groß dimensionierte Speicher-/Sickerschächte mit gedrosselter 

Ableitung in den Regenwasserkanal. Die anfallenden Oberflächenwässer aus den Grund-

flächen der einzelnen Bauplätze werden gemeinsam mit den Straßenwässern gesammelt 

und in das Pufferbecken bzw. Speicher-/Sickerschächte geleitet. Dort werden sie gespei-

chert und stark gedrosselt dem Regenwasserkanal im Bergweg bzw. in der 

Fripertingerstraße zugeleitet.  

 

Weiterführende Angaben sowie Bemessungen der einzelnen Maßnahmen können aus 

dem technischen Bericht des Einreichprojektes Geländeveränderung, Straßen-bau und 

Regenwasser, verfasst von Ingenos Ziviltechniker GmbH, 8200 Gleisdorf, GZ: 0986 08, 

entnommen werden. 

 

2.3 Verkehrstechnische Erschließung: 

 

Die verkehrstechnische Anbindung des gegenständlichen Planungsgebietes erfolgt über 

die bestehende Verkehrsanlage - öffentliches Gut) Grdst. Nr. 438/4, KG Voits-berg-

Vorstadt bzw. Grdst. Nr. 146/7, KG Lobming (Verkehrsfläche - öffentliches Gut - Fripert-

ingerstraße). Zur Schaffung einer, den Vorgaben der Stadtgemeinde Voits-berg 

entsprechenden, ausreichend dimensionierten äußeren Anbindung wird entlang der be-

stehenden Straße die notwendige Abtretungsfläche an der nördlichen und nordöstlichen 

Grenze des Planungsgebietes festgelegt.  

Diese Abtretungen haben gemäß den Bestimmungen des § 14 BauG 1995 idgF zu  

er-folgen. Die erweiterte Fripertingerstraße hat unter Berücksichtigung der Abtretungs-

flächen insgesamt eine Breite von 6,5 m (Straßenraumbreite) aufzuweisen. 

 

Anlässlich der Erteilung der Baubewilligung oder der Genehmigung der Baufreistellung 

zur Errichtung von Gebäuden auf unbebauten Grundstücken, kann die Gemeinde den 

Grundeigentümer verpflichten, die zur Herstellung von öffentlichen Verkehrsflächen er-

forderlichen Grundstücksteile bis zu einer Breite von 6,0 m, höchstens aber 10 % der 

Grundstücksfläche unentgeltlich und lastenfrei an die Gemeinde in das öffentliche Gut 

abzutreten. 

 

Die Dimensionierung der geplanten Verkehrsanlage (innere Erschließung) hat gem. Ein-

reichprojekt - Trasse West und Trasse Ost, verfasst von Ingenos - Ziviltechniker GmbH, 

8200 Gleisdorf, Projektnr.: 0986 08 - zu erfolgen und ist ebenfalls mit einer Straßen-

raumbreite von insgesamt 6,5 m auszuführen. Die gemäß Rechtsplan festgelegten 

Verkehrsanlagen (ausgenommen sind private Zufahrten) sind nach Herstellung der Infra-

struktureinrichtungen zu versiegeln. Zwischenzeitlich erfolgt die baurechtliche 

Genehmigung mit Bescheid vom 04.09.2008 (GZ: IX-145/08-10). 

 

Die gewählte verkehrstechnische Anbindung kann gleichzeitig als Grundlage für eine ge-

ordnete und ausreichend dimensionierte Anbindung der Zone 2 herangezogen werden.  
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2.4 Oberflächenentwässerung : 

 

2.4.1 Entsorgung der Hangwässer östlich des Aufschließungsgebietes (angren-

zender Wald): 

Bergseitig des Aufschließungsgebiets wird von Nord nach Süd bis zur Fripertingerstraße 

ein Graben in Errichtung gebracht, um oberflächlich ankommende Regen-wässer Rich-

tung Straßengraben entlang der Fripertingerstraße zu leiten. Durch diese Maßnahme wird 

verhindert, dass Oberflächenwasser, welches sich oberhalb des gegenständlichen Pla-

nungsgebiets sammelt, in das Planungsgebiet hinein geleitet bzw. entwässert wird. 

 

2.4.2 Entsorgung der anfallenden Straßenwässer: 

Durch die Errichtung der Zufahrtsstraßen kommt es zu einer Oberflächenversiegelung. 

Die geplanten Maßnahmen sehen vor, die anfallenden Oberflächenwässer von den Zu-

fahrtsstraßen in einem Regenwasserkanal zu sammeln, vom jeweiligen Hochpunkt 

Richtung Nord bis zum Umkehrplatz zu leiten und anschließend gemeinsam talwärts bis 

zu einem ausreichend groß dimensionierten Pufferbecken zu führen. Das Pufferbecken, 

welches die Funktion eines Rückhaltebeckens hat, wird als Betonbecken mit gedrossel-

tem Ablauf bis zum bestehenden Regenwasserkanal im Bergweg errichtet. Ein 

Notüberlauf, welcher im Katastrophenfall anspringen soll, wird ebenfalls in Richtung 

Bergweg geführt.  

Das geschlossene Pufferbecken wird mit Erdmaterial überschüttet und begrünt aus-

geführt. Allfällige Regenwässer von weiteren Teilbereichen der Zufahrtsstraße, ins-

besondere jene Bereiche, welche ein Gefälle Richtung Fripertingerstraße aufweisen, wer-

den über Speicher-/Sickerschächte retentieren, größtmöglich zur Versickerung gebracht 

bzw. gedrosselt in den bestehenden Straßengraben eingeleitet. Die Dimensionierung der 

Speicher-/Sickerschächte erfolgt auf Basis der Annahme, dass kein versickerungsfähiger 

Untergrund anzutreffen ist. Sollte dennoch ein versickerungsfähiger Untergrund im Zuge 

des Baufortschrittes vorgefunden werden, so ist der Schacht überdimensioniert und wirkt 

positiv auf die gesamte geordnete Ableitung der anfallenden Regenwässer.  

 

2.4.3 Entsorgung der Regenwässer aus den Bauplätzen: 

Die Kompensation des Abflusses in Folge der Oberflächenversiegelung der Grundstücke 

(Dachflächen der Häuser, Dachflächen der Carports sowie Zufahrt zum Grundstück, etc.) 

erfolgt über ausreichend groß dimensionierte Speicher-/Sickerschächte mit gedrosselter 

Ableitung in den Regenwasserkanal. Die anfallen-den Oberflächenwässer aus den Grund-

flächen der einzelnen Bauplätze werden gemeinsam mit den Straßenwässern gesammelt 

und in das Pufferbecken bzw. Speicher-/Sickerschächte geleitet. Dort werden sie gespei-

chert und stark gedrosselt dem Regenwasserkanal im Bergweg bzw. in der 

Fripertingerstraße zugeleitet.  

 

Weiterführende Angaben sowie Bemessungen der einzelnen Maßnahmen können aus 

dem technischen Bericht des Einreichprojektes Geländeveränderung, Straßenbau und 

Regenwasser, verfasst von Ingenos Ziviltechniker GmbH, 8200 Gleisdorf, GZ: 0986 08, 

entnommen werden. 
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2.4.4 Auszug aus dem geotechnischen Gutachten: 

Aus dem vorliegenden geotechnischen Gutachten, verfasst von DI Peter Lechner ZT 

GesmbH, 8010 Graz, GZ: A.NR.07.151 vom 03.11.2007 und Ergänzungen vom 

21.07.2008, GZ: A.NR.08.105, kann entnommen werden, dass durch insgesamt 4 

Schürfgruben der Untergrund erkundet wurde. Es steht ein Boden an, welcher von einer 

bis zu 60 cm mächtige Mutterbodenschicht überzogen ist. Darunter stehen vorerst sandi-

ge, geringkiesige Schluffe an, welche dann von sandigen, schluffigen Kiesen unterlagert 

werden. 

 

Die Versickerung der Regenwässer ist im hanguntersten Bereich im sandig, schluffigem 

Kies möglich. Dabei sind Überläufe herzustellen, welche gesichert weitergeleitet werden 

können. Es ist zu vermeiden, dass der Hang durch Sickerwässer durch-zogen wird. 

 

„Bezogen auf die Heterogenität der Boden in unsern Breiten kann es trotz sorgfältig 

durchgeführter Bodenuntersuchungen vorkommen, dass andere als die beschriebenen 

Bodenverhältnisse vorliegen“ (Originalzitat aus dem o. Bodengutachten). 

 

Aus diesem Grunde hat die Stadtgemeinde Voitsberg im siedlungs- und kommunal-

politischen Interesse in gegenständlicher Verordnung zusätzliche die Bestimmung aufge-

nommen, dass im Anlassfall die Standsicherheit des Untergrundes vor Beginn der 

nachfolgenden Bauverfahren für die geplanten Wohnbauten sicherzustellen ist (boden-

mechanisches Gutachten im Anlassfall). 

 

2.5 Verfahrenswahl 

Für die gegenständliche 1. Änderung des geltenden Bebauungsplanes wurde 

im Sinne der Raschheit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit die Wahl eines 

Anhörungsverfahren gemäß § 40 (6) Z.2 Stmk. ROG 2010 gewählt. Die  

gegenständliche Änderung hat keine maßgeblichen Auswirkungen auf Rech-

te Dritter und wurden die Eigentümer der an das Planungsgebiet 

angrenzenden sowie der darin liegenden Grundstücke und die Abteilung 13 

des Amtes der Stmk. Landesregierung innerhalb einer mind. zwei Wochen  

betragenden Frist schriftlich angehört. Innerhalb der Anhörungsfrist konn-

ten Einwendungen schriftlich und begründet beim Stadtamt Voitsberg 

bekannt gegeben werden. 

 

 

 
3. BEILAGEN 

 

3.1 Orthofoto vom 23.05.2019, Digitaler Atlas Stmk.  

3.2 Plan „Aufschließung Fripertingerstraße_Radkohlgründe, DI Willibald Acham, RW-Kanal-

Ergänzung 2013, GZ: 10137 und 0165-11 
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3.1 Orthofoto vom 23.05.2019, Digitaler Atlas Stmk.  
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3.2 Plan „Aufschließung Fripertingerstraße_Radkohlgründe, DI Willibald Acham, 

RW-Kanal-Ergänzung 2013, GZ: 10137 und 0165-11 

 






